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und die Unternehmen werden auf­

gefordert, alternative Kraftstoffe zu 

entwickeln und umzusetzen. Auslän­

dische Beobachter weisen jedoch auf 

die fehlende Einheitlichkeit und Ver­

bindlichkeit der Regelungen hin, die 

das Erreichen dieser Zielsetzungen er­

schweren könnte, (www.china.ahk.de, 

28.7.04)

Global Player wie General Motors 

Corp. (GM) und Ford begrüßten 

grundsätzlich die neue Richtlinie, 

kommentieren jedoch noch keine De­

tails des 78 Artikel umfassenden Do­

kuments. Durch die Fortdauer und 

den Ausbau ihrer Engagements in 

China demonstrieren jedoch die meis­

ten internationalen Automobilkonzer­

ne, dass sie im chinesischen Markt wei­

terhin ein erhebliches Wachstumspo­

tenzial sehen. Im Umfeld der Bei­

jing International Car Exhibition Mit­

te Juni unterstrichen viele ihre Ab­

sichten, verstärkt in den chinesischen 

Markt zu investieren. So plant Ford 

seine Produktionskapazitäten bis En­

de des Jahres zu verdreifachen, GM 

will innerhalb der kommenden drei 

Jahre drei Mrd. US$ investieren, und 

Volkswagen möchte durch Investitio­

nen von 7,4 Mrd. US$ die eigene 

Marktposition sichern und ausbau­

en. (Beijing Review, 15.7.04) -Markus 

Grabmeier-

SVR Hongkong

27 Einladungen zu Feierlichkei­

ten am Vorabend des Natio­

nalfeiertags in Beijing

Erstmals lud die parteistaatliche Füh­

rung in Beijing zehn Abgeordnete 

der am 12. September neu gewähl­

ten Legislativversammlung (Legisla­

tive Council) aus dem pro-demokrati­

schen Parteienlager Hongkongs zu den 

Feierlichkeiten im Vorfeld des 55-jäh- 

rigen Bestehens der VR China in Bei­

jing ein. Für Unstimmigkeiten sorgte 

die Tatsache, dass sich unter diesen 

zehn Vertretern nur ein Mitglied der 

Democratic Party befindet, obgleich 

diese die größte Oppositionspartei in 

der neuen Legislativversammlung ist 

(ausführlicher zu den Wahlen der Le­

gislativversammlung siehe das Thema 

in diesem Heft).

Die insgesamt rund 200-köpfige Hong­

konger Delegation unter der Führung 

des Regierungschefs (Chief Executive) 

Tung Chee-hwa wurde für einen ein­

tägigen Besuch nach Beijing einge­

laden, um am Vorabend des Natio­

nalfeiertages am 1. Oktober d.J an 

den offiziellen Feierlichkeiten teilzu­

nehmen. Damit war eine rechtzeiti­

ge Rückkehr für die Teilnahme an 

den lokalen Hongkonger Festlichkei­

ten am Nationalfeiertag selbst gewähr­

leistet. Am 24. September waren zu­

nächst zehn pro-demokratische Ab­

geordnete eingeladen worden. Da es 

sich dabei vor allem um gemäßigtere 

Demokraten der kleineren politischen 

Parteien handelte und nur ein Ab­

geordneter der Democratic Party da­

zugehörte, führte diese Entscheidung 

zu kontroversen Diskussionen. Insbe­

sondere die pro-demokratischen Kräf­

te Hongkongs werteten die Entschei­

dung als einen Beweis dafür, dass die 

parteistaatliche Führung das demo­

kratische Lager spalten wolle. Ande­

re Stimmen, zu denen auch die ehe­

malige Chief Secretary Anson Chan 

gehört, sahen darin vielmehr ein Zu­

geständnis der Parteispitze in Beijing 

und hoben die Einzigartigkeit dieser 

Entscheidung hervor. Ihrer Meinung 

nach könne man darin einen ersten 

Schritt in Richtung einer verbesserten 

Kommunikation zwischen der zentral­

chinesischen Führung und den pro­

demokratischen Kräften der SVR se­

hen. Einen Tag später, am 25. Sep­

tember, erfolgte dann die Einladung 

drei weiterer pro-demokratischer Poli­

tiker, die Abgeordnete der Bezirksrä­

te sind, unter ihnen ebenfalls ein Ver­

treter der Democratic Party. Zou Ze- 

kai, stellvertretender Direktor des Ver­

bindungsbüros der chinesischen Regie­

rung in Hongkong versicherte, dass die 

parteistaatliche Führung mit den Ein­

ladungen vor allem den Dialog mit 

Vertretern verschiedener gesellschaft­

licher Gruppierungen anstrebe und 

der Dialog nicht auf einzelne politische 

Parteien beschränkt sei.

Auch wenn sich während der offiziel­

len Feierlichkeiten kaum Möglichkei­

ten für offizielle politische Gespräche 

zwischen den Hongkonger Abgeordne­

ten und der Beijinger Parteispitze er­

öffnen dürften, ist die erstmalige Ein­

ladung von insgesamt zehn demokra­

tischen Abgeordneten der Legislativ­

versammlung durchaus als konstruk­

tive und zuvorkommende Geste der 

zentralchinesischen Führung zu beur­

teilen, auch wenn der Anteil der Ver­

treter der Democratic Party nur ge­

ring ist. (SCMP, 24., 30.9.04; WSJ, 

23.9.04; ST, 25.9.04; RTHK, Radio 3, 

30.9.04) -kw-

28 US-Repräsentantenhaus 

verabschiedet Resolution 

zur Unterstützung eines 

„freiheitlichen Hongkongs“

Am 13. September verabschiedete das 

US-Repräsentantenhaus eine Resolu­

tion, in der es die Unterstützung 

für ein so genanntes „freiheitliches 

Hongkong“ zusichert und der partei­

staatlichen Führung der VR China 

vorwirft, die Einführung allgemeiner 

und freier Wahlen des Regierungs­

chefs (Chief Executive) und der Legis- 

lativversammlung (Legislative Coun­

cil) in der SVR Hongkong verhindern 

zu wollen. Sowohl die Regierung der 

SVR Hongkong als auch der Nationa­

le Volkskongress (NVK) der VR China 

wiesen die in der Resolution geäußer­

ten Anschuldigungen entschieden zu­

rück.

Wie ein Sprecher des Ausschusses 

für Auswärtige Angelegenheiten des 

NVK mitteilte, beschuldigte das US- 

Repräsentantenhaus in seiner Reso­

lution den Ständigen Ausschuss des 

Nationalen Volkskongresses, der ,letz­

te Schiedsrichter“ bei Hongkongs de­

mokratischen Reformen zu sein, der 

mutwillig und grundlos Chinas Ver­

fassung und das Hongkonger Grund­

gesetz (Basic Law, kurz BL) nach ei­

genen Interessen interpretiere. Da es 

sich bei diesem Vorwurf um eine Ein­

mischung in die internen Angelegen­

heiten der VR China handle, der zu­

dem die Gefühle der chinesischen Be­

völkerung verletze, weise der Natio­

nale Volkskongress diesen zurück. Der 

Sprecher führte aus, dass die partei­

staatliche Führung Chinas die SVR 

bei der Entwicklung ihres demokra­

tischen Systems in Übereinstimmung 

mit den lokalen Gegebenheiten unter­

stütze und eine Demokratisierung so­

mit befürworte. Als Hongkong noch 

eine britische Kronkolonie war, habe 

es 150 Jahre lang keine Demokratie 

gekannt. Seit der Rückgabe der Sou­
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veränität an die VR China 1997 hal­

te sich die VR hingegen strikt an das 

Prinzip „ein Land, zwei Systeme“, be­

wahre einen hohen Grad an Autono­

mie der SVR und richte sich nach 

dem BL. Die jüngsten Wahlen zur Le- 

gislativversammlung am 12. Septem­

ber hätten der Hongkonger Bevölke­

rung so viele demokratische Rechte 

eingeräumt wie nie zuvor, indem sie 

die Möglichkeit einer Direktwahl der 

Hälfte der zu vergebenden Sitze er­

öffneten. Da Hongkong eine Sonder­

verwaltungsregion der VR China sei, 

habe der NVK das Hongkonger BL 

konstituiert. Das BL und die chinesi­

sche Verfassung gebe dem Nationalen 

Volkskongress das Recht, das BL zu 

ändern. Gleichzeitig sei der Ständige 

Ausschuss des NVK dazu berechtigt, 

das BL zu interpretieren. Nur eine 

graduelle demokratische Entwicklung 

in Abstimmung mit den sozialen und 

wirtschaftlichen Entwicklungen kön­

ne zu einer langfristigen Prosperität 

und Stabilität Hongkongs beitragen. 

Allgemeine und direkte Wahlen des 

Regierungschefs und der Legislativ­

versammlung seien das ausdrückliche 

Ziel, welches im BL festgeschrieben 

ist. Dieses Ziel könne aber nicht bis 

2007/08 erreicht werden.

Ein Sprecher der Hongkonger Regie­

rung äußerte sich in ähnlicher Wei­

se. Er betonte ferner, dass Hongkong 

eine der freiesten Gesellschaften der 

Welt sei. Die Vor würfe des US-Re­

präsentantenhauses würden nicht die 

aktuelle Situation widerspiegeln. Das 

Recht auf freie Meinungsäußerung und 

das Presse-, Versammlungs- und De­

monstrationsrecht seien durch das BL 

geschützt.

Die Resolution des US-Repräsentan­

tenhauses reiht sich in die bereits im 

Januar d.J. gemachten Aussagen des 

Sprechers des US-State Departments 

sowie des Senators Brownback ein. 

Am 3. Januar hatte sich der Sprecher 

Richard Boucher für eine starke Un­

terstützung der USA für die Demokra­

tie in Hongkong ausgesprochen und ei­

ne Wahlrechtsreform befürwortet. Se­

nator Brownback hatte das Basic Law 

als ein Hindernis auf dem Weg zur 

Freiheit bezeichnet. Schon damals wa­

ren die Vorwürfe von der Zentralre­

gierung in Beijing als Einmischung in 

die internen Angelegenheiten verur­

teilt worden (s. C.a., 2004/1, Ü 27).

Mit der jüngsten Resolution verlie­

hen die USA ihren Aussagen vom Ja­

nuar d.J. besonderen Nachdruck, was 

die Beziehung zwischen den USA und 

der VR China beeinträchtigen könn­

te. Bei einem Treffen des stellvertre­

tenden Außenministers der VR Chi­

na, Zhou Wenzhong, und des stellver­

tretenden Außenministers der USA, 

James Kelly, bemühte sich Kelly je­

doch, die Wogen wieder zu glätten. Er 

betonte, dass die USA den Beziehun­

gen zwischen beiden Staaten und der 

Stellung der VR China gegenüber Tai­

wan und Hongkong große Bedeutung 

beimesse. Ferner würden die USA ih­

re Ein-China-Politik nicht ändern und 

die Implementierung des Prinzips „ein 

Land, zwei Systeme“ und des BL in 

Hongkong durch die VR China unter­

stützen. (Xinhua, 14.9.04; XNA, 14., 

15.9.04; People’s Daily online, 15.9.04; 

CD Hong Kong edition online, 15.9.04; 

DGB, 15.9.04, nach BBC PF, 16.9.04) 

-kw-

29 Hongkong ist kein Wohl­

fahrtsstaat

Eine Gruppe neu gewählter Parla­

mentarier, an ihrer Spitze Fernan­

do Cheung als Vertreter des Wohl­

fahrtssektors, zeigte sich nach einem 

Gespräche mit Regierungschef Tung 

Chee-hwa außerordentlich enttäuscht, 

da dieser Änderungen an den vorgese­

henen Streichungen im Wohlfahrtsbe­

reich abgelehnt hatte. Auch öffentliche 

Proteste und Demonstrationen von äl­

teren Hongkongern blieben ohne Wir­

kung.

Die vorgesehenen Kürzungen der 

sozialen Unterstützungsleistungen - 

Comprehensive Social Security Assist- 

ance (CSSA) - um 5,4% betreffen 

rund 232.000 ältere und behinderte 

Menschen; sie sollen den Haushalt um 

360 Mio. HKS entlasten. Dabei han­

delt es sich um die zweite Phase ei­

ner Verringerung der CSSA um 11,1% 

vom Vorjahr, die für die jetzt betroffe­

ne Bevölkerungsgruppe auf den 1. Ok­

tober 2004 festgelegt worden war.

Der scheidende Minister für Gesund­

heit, öffentliche Wohlfahrt und Ernäh­

rung Dr. Yeoh Eng-kiong verteidig­

te die Maßnahme als unbedingt not­

wendig, Hongkong sei eben kein Wohl­

fahrtsstaat. So lange Mittel vorhan­

den seien, spreche nichts gegen öffent­

liche Fürsorge. Man habe aber nie ge­

sagt, dass die CSSA großzügig sei, sie 

könne eben nur die Grundbedürfnis­

se der Menschen befriedigen. Die bes­

te Wohlfahrt seien ohnehin soziale In­

vestitionen und der Aufbau von Hu­

mankapital. Das gesamte CSSA-Pro- 

gramm für alle Arbeitsfähigen und 

auch Familien mit nur einem Ernäh­

rer werde seit dem letzten Jahr so 

umgestaltet, dass diese ermutigt wer­

den, in den Arbeitsmarkt zurückzu­

kehren. Armut, so Dr. Yeoh, sei keine 

Frage des Geldmangels, sondern eine 

Frage nicht vorhandener Chancen und 

Würde. (RTHK Radio 3, 23.9.04, nach 

BBC PF, 24.9.04; SCMP, 24., 27.9.04) 

-gs-

30 Regierung will Grundschul­

ausbildung verbessern

Anlässlich des Tag des Lehrers am 10. 

September hat die Hongkonger Re­

gierung Pläne bekannt gegeben, das 

Verhältnis von Lehrern pro Klasse in 

den Grundschulen zu verbessern, um 

so vor allem für die Englisch-, Chine­

sisch- und Mathematiklehrer die Un­

terrichtsbelastung zu reduzieren. Der 

Minister für Bildung und Arbeitskräf­

te Arthur Li Kwok-cheung gab als neu 

geplante Rate ein Verhältnis von 1,5 

Lehrern pro Klasse statt bisher 1,4:1 

an. Damit würde in einer Standard­

grundschule mit 30 Klassen die Zahl 

der Lehrer von jetzt 42 auf künftig 45 

steigen. Ziel dieser Maßnahme sei es, 

so erklärte Regierungschef Tung Chee- 

hwa bei einer Feierstunde, die Eng­

lischlehrer vom Schuljahr 2005-06 und 

die Mathematiklehrer vom Schuljahr 

2006-07 oder 2007-08 von allen an­

deren Fachverpflichtungen zu befrei­

en. Sie könnten sich dann voll auf ih­

ren eigenen Fachunterricht konzentrie­

ren. Dies entspricht den Bemühungen 

der Hongkonger Regierung, in den ge­

nannten Fächern die Unterrichtsquali­

tät zu heben, um mittels verbesserter 

Bildungsstandards Hongkong Wettbe­

werbsfähigkeit zu erhalten - vor allem 

auch gegenüber der VR China (vgl. 

C.a., 2004/8, Ü 30).

Ob die Maßnahme, die im Rahmen ei­

nes Finanzpakets von 550 Mio. HK$ 

ab dem Jahr 2005 verwirklicht wer­

den soll, auch zu dem erhofften Er­

gebnis führt, bleibt abzuwarten. Vieles 

hängt davon ab, ob die vorgesehenen
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Finanzmittel auch zur Verfügung ste­

hen werden. Bildungsexperten wiesen 

bereits darauf hin, dass man derzeit 

eher mit einer Abnahme der Lehrer­

zahlen für die nächsten Jahre rechne 

und die Streckung der angekündigten 

Reform auf drei Jahre die Beschäfti­

gungseffekte gering halten wird. Auch 

weigerte sich das Erziehungsministe­

rium, konkrete Angaben zum Beginn 

der Umsetzung zu machen, da dieser 

von der Verfügbarkeit von Finanzmit­

teln abhänge.

Angesichts knapper Mittel wird das 

Ministerium auch kaum auf Bitten von 

Grundschuldirektoren aus Sha Tin 

eingehen können, für diesen Bezirk die 

vorgesehene Mindestzahl von 23 Schü­

lern pro Klasse zu senken (als Höchst­

zahl wird 32 angegeben). Die ständi­

ge Sekretärin des Ministeriums Fanny 

Law Fan Chiu-fan erklärte sich aller­

dings bereit, mit den Direktoren über 

die Probleme zu sprechen. Da in Sha 

Tin die Zahl der Neuanfänger in die­

sem Jahr um 1.900 auf 3.300 gefal­

len ist, wollen die Direktoren eine Sen­

kung der Mindestschülerzahl auf 16 er­

reichen und außerdem einen „Schüler­

pool“ bilden, um diese so auf alle Schu­

len zu verteilen, dass keine geschlossen 

werden muss. (SCMP, 9., 11., 24.9.04) 

-gs-

SVR Macau

31 Regierungschef Edmund Ho 

besucht die Bundesrepublik

Macaus Regierungschef Edmund Ho 

stattete vom 13. bis 18. September 

der Bundesrepublik einen offiziellen 

Besuch ab. Bislang hatte er Portu­

gal, Frankreich, das EU-Hauptquar­

tier in Brüssel, Belgien, Singapur, 

Japan, Südkorea und Mosambik be­

sucht. Auf seiner Deutschlandroute 

standen die Städte München, Berlin, 

Leipzig, Wiesbaden und Frankfurt am 

Main. Er traf u.a. mit Bundeskanzler 

Schröder und Bayerns Ministerpräsi­

denten Stoiber zusammen. Hos Dele­

gation bestand aus 16 offiziellen Regie­

rungsvertretern, darunter die Vorsit­

zende der Legislativversammlung Su- 

sana Chou und Wirtschafts- und Fi­

nanzminister Francis Tarn, 15 Vertre­

tern der Wirtschaft und 17 Journa­

listen. Vor seiner Abreise sagte der 

Regierungschef, er erwarte von sei­

nem Besuch einen Beitrag zur Förde­

rung der bilateralen Wirtschafts- und 

Handelsbeziehungen. Er werde auf die 

Möglichkeiten hinweisen, die sich aus­

ländischen Investoren infolge des Ab­

kommens über engere wirtschaftliche 

Partnerschaft zwischen Festlandchina 

und Macau (Mainland-Macau Closer 

Economic Partnership Arrangement, 

CEPA) eröffneten, um über Macau 

auf den Markt des chinesischen Fest­

lands zu gelangen. Bei den Impor­

ten aus Macau lag die Bundesrepublik 

im Jahr 2003 wieder an erster Stelle 

vor Großbritannien, bei den Exporten 

nach Macau belegte sie hinter Frank­

reich den zweiten Platz. Deutsche Im­

porte beliefen sich auf rund 212 Mio. 

US$, Exporte auf 76 Mio US$.

Am 13. September begann Edmund 

Ho in München seinen offiziellen 

Besuch. Am Morgen traf er mit 

dem stellvertretenden Staatsminister 

für Wirtschaft, Infrastruktur, Ver­

kehr und Technologie Hans Spitz- 

ner zusammen. Spitzner sagte, die 

50.000 mittelständischen Unterneh­

men in Bayern hätten großes Inte­

resse am chinesischen Markt. Obwohl 

Hongkong und Singapur die traditio­

nellen Zentren für diese Unterneh­

men in Asien seien, würden sie si­

cher in Zukunft Macau bei der Er­

schließung des chinesischen Marktes 

berücksichtigen, da Macau die Vortei­

le niedriger Betriebskosten und mo­

dernster Telekommunikationssysteme 

biete. Er werde darüber nachdenken, 

Macau in den Asienbesuch einer baye­

rischen Handelsdelegation im nächs­

ten Jahr mit aufzunehmen. Edmund 

Ho hieß alle bayerischen oder deut­

schen Unternehmen willkommen, Ma­

cau als Sprungbrett für den wirt­

schaftlichen Einstieg in das chinesi­

sche Festland zu nutzen, insbesonde­

re in das Perlflussdelta und den Wirt­

schaftsgroßraum Perlflussdelta (Pan- 

Pearl River Delta (PPRD) Regional 

Cooperation Framework Agreement, 

auch „9+2“ genannt, da es sich um 

neun Provinzen sowie die SVR Hong­

kong und die SVR Macau handelt). 

Gleichzeitig helfe die SVRM bayeri­

schen Unternehmen gern bei der Er­

öffnung von Büros in Macau, um die 

Handelsbeziehungen zu stärken. Die 

Unternehmen im Perlflussdelta beweg­

ten sich in Richtung Hightech und 

der fortschrittliche Technologiehinter­

grund deutscher Unternehmen würde 

dort dringend gebraucht. Später be­

suchte die Delegation die in München 

ansässigen Unternehmen Giesecke & 

Devrient Co. und die Siemens AG, 

mit denen die Regierung der SVR Ver­

träge zur Entwicklung des Computer­

systems für elektronische Personalaus­

weise geschlossen hat. Am Nachmit­

tag hatte Edmund Ho eine halbstün­

dige Unterredung mit Ministerpräsi­

dent Edmund Stoiber. Ho unterrichte­

te Stoiber über die jüngsten Entwick­

lungen Macaus. Macau entwickle sich 

zu einem Dienstleistungszentrum zwi­

schen anderen Ländern und China und 

sei bereit, bayerischen Unternehmen 

beim Betreten des chinesischen Mark­

tes zu helfen.

Am zweiten Tag seines Deutschland­

besuchs traf Edmund Ho in Berlin mit 

Bundeskanzler Gerhard Schröder and 

seinem außen- und sicherheitspoliti­

schen Berater Bernd Mützelburg zu­

sammen. Edmund Ho lud den Bundes­

kanzler ein, Macau nächstes Jahr wäh­

rend einer PPRD-Konferenz zu besu­

chen. Schröder zeigte großes Interes­

se an einem solchen Besuch im Rah­

men einer weiteren Chinareise. Mit 

Mützelburg erörterte Edmund Ho zu­

künftige Kooperationsprogramme und 

Macaus Rolle als Sprungbrett für 

deutsche mittelständische Unterneh­

men, um den Markt des Perlflussdel­

tas zu erschließen und Macau als 

Schaufenster für deutsche Technolo­

gie und Wissenschaft - z.B. die Um­

weltschutz-Technologie - zu nutzen. 

Bei einem Mittagessen der Bundes­

agentur Invest in Germany dräng­

te Edmund Ho deutsche Unterneh­

mer, Macau zu besuchen. Der Regie­

rungschef wies darauf hin, dass Macau 

nicht nur ein Glücksspiel- und Touris­

musziel sei (für dieses Jahr wird mit 

über 12 Mio. Touristen gerechnet), 

sondern auch eine wichtige Dienst­

leistungs-Plattform, die mittelständi­

schen Unternehmen den Einstieg in 

den chinesischen Markt erleichtern 

helfe. Der parlamentarische Staatssek­

retär beim Bundesminister für Wirt­

schaft und Arbeit Dr. Ditmar Staf­

felt wies auf Macau als wichtiges Ele­

ment in den deutschen Wirtschaftsbe­

ziehungen mit Ostasien und insbeson­

dere mit China hin. Ho stattete noch 

dem Staatssekretär des Außenministe­




